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Am 18. Oktober 2015 wird der National- 
und Ständerat gewählt – die nationalen 
Wahlen fi nden statt. 

Der National- und Ständerat wählt den 
Bundesrat und trifft wichtige Entscheide 
zur Zukunft der Schweiz. Leider nimmt 
nur jede dritte Person unter 25 Jahren 
an den nationalen Wahlen teil. Dadurch 
überlassen wir die Gestaltung unserer 
Zukunft den älteren Generationen. 

Gemeinsam können wir es schaffen, 
die Wahlbeteiligung unserer Genera-
tion zu erhöhen! Werde einer von 1 000 
easyvote-Wahlhelfern und motiviere 
deine Freunde, an den Wahlen teilzu-
nehmen. Wie und wie viele Freunde du 
an die Urne bringen willst, bestimmst du 

selbst. Wir unterstützen dich mit Tipps 
und Tricks, Events sowie regelmässigen 
Wettbewerben. 
Am 14. Juni fi nden jetzt aber zuerst 
Abstimmungen statt: Worum geht 
es? Keine Sorge, vor dir liegt die easy-
vote-Abstimmungsbroschüre, welche 
dich einfach verständlich und politisch 
neutral über die Abstimmungsthemen 
informiert. Wenn du die Broschüre 
bekommen hast, aber nicht weisst, 
wieso: Sie wurde dir von deiner 
Gemeinde offeriert! 

Danke für deine Mithilfe und viel Spass 
beim Lesen und Abstimmen.

Beste Grüsse, Zoë Maire (Redaktionslei-
tung) und das Team easyvote

Wählen deine Freunde?

Melde dich jetzt als 
WahlhelferIn an und erhalte 

mehr Informationen!

www.easyvote.ch/
wahlen15

Redaktion 
Alessia Alfonso, Alexandra Huber, Alexandra Molinaro, Ariane Bahri, Delphine Meylan, 
Dominic Hauser, Jessica Rey, Joan Laissue, Joschka Reischmann, Kathrin Steiger, Livia 
Ramseier, Louise Morand, Oscar Jacot, Rodolphe Maeusli, Sascha Kälin, Zoë Maire (Leitung)

Inhalt

Präimplantationsdiagnostik  ............. 4

Stipendieninitiative  ...........................  6

Erbschaft und Schenkungen ............. 8

Radio- und Fernsehabgabe  ..........10
Dachverband Schweizer Jugendparlamente DSJ

Von Jugendlichen für Jugendliche
Die vorliegende Abstimmungsbroschüre will die poli-
tische Partizipation von Jugendlichen längerfristig för-
dern, indem eine einfach verständliche und politisch 
neutrale Abstimmungshilfe für nationale und kanto-
nale Abstimmungen produziert und vorbereitet wird. 
Massgebend ist dabei der Wortlaut des offiziellen Ab-
stimmungsmaterials.

Beteiligte Jugendparlamente
Jugendparlament Kanton Aargau, Jugendrat Baselland, 
Jugendrat Stadt Bern, Jugendparlament Biel, Jugendpar-
lament Chur, Jugendrat Escholzmatt, Jugendparlament 
Region Fraubrunnen, Parlament des Jeunes Genevois, 
Consiglio Cantonale dei Giovani, Jugendparlament Köniz, 
Jugendparlament Kanton Luzern, Jugendparlament 
Stadt Luzern, Jugendrat Rothenburg, Jugendparlament 
Kanton Schwyz, Jugendparlament Schaffhausen, 
Commission des Jeunes du canton de Vaud, Jugend-
parlament Wauwil, Jugendrat Wohlen, Jugendrat Worb 

Politische Neutralität
Die vorliegende Abstimmungsbroschüre ist politisch 
neutral und versteht sich als Abstimmungshilfe für 
Jugendliche. Die Vorgaben der Wahl- und Abstim-
mungsfreiheit werden gewahrt (unverfälschte Stimm-
bildung) und durch ein Neutralitätskomitee überprüft, 
welches auch die Übereinstimmung mit dem offizi-
ellen Abstimmungsmaterial kontrolliert und gewähr-
leistet.
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Partizipationsprojekt easyvote namentlich auf Ba-
sis des Kinder- und Jugendförderungsgesetz (KJFG, 
SR  446.1) durch das Bundesamt für Sozialversiche-
rung BSV auf eidgenössischer Ebene unterstützt wird.
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 Präimplantationsdiagnostik   
  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Bei einem Ja zur Vorlage ist es möglich, 
die Gene des Embryos vor dem Einset-
zen in die Gebärmutter zu untersuchen. 
Diese Untersuchung wird Präimplan-
tationsdiagnostik (PID) genannt. Durch 
die PID kann ein Embryo ausgewählt 
werden, der besonders entwicklungsfä-
hig ist. Die PID kann auch zeigen, ob der 
Embryo eine Erbkrankheit hat. 
Die PID darf nicht durchgeführt werden,
um zum Beispiel das Geschlecht oder 
andere Körpereigenschaften (z.B. Augen-
farbe) zu bestimmen.
Neu müssen nicht mehr alle erzeug-
ten Embryonen in die Gebärmutter ein-
gesetzt werden. Es ist erlaubt, die Em-
bryonen für eine spätere Behandlung 
einzufrieren.
Die künstliche Befruchtung ist weiter-
hin nur für Paare erlaubt, die auf natür-
lichem Weg keine Kinder bekommen 
können oder Träger einer schweren Erb-
krankheit sind.
  

  AUSGANGSLAGE 
 Bei einer künstlichen Befruchtung wird 
die Eizelle einer Frau im Labor befruch-
tet. Daraus entsteht ein Embryo. Die-
ser wird danach in die Gebärmutter ein-
gesetzt. Es ist verboten, die Gene des 
Embryos vor dem Einsetzen in die Gebär-
mutter zu untersuchen. Ein Gen kann 
zum Beispiel Auskunft über die Augen-
farbe oder eine Erbkrankheit geben. 
Das Untersuchen des Embryos ist heute 
erst bei einer Schwangerschaft erlaubt. 
Heute ist in der Schweiz eine künstliche 
Befruchtung nur in zwei Ausnahmefäl-
len möglich: wenn die Paare auf natürli-
chem Weg keine Kinder bekommen kön-
nen oder wenn die Paare Träger einer 
schweren Erbkrankheit sind. Es dür-
fen bei einer künstlichen Befruchtung 
nur so viele Embryonen erzeugt wer-
den, wie sofort in die Gebärmutter ein-
gesetzt werden. Heute darf man keine 
Embryonen für eine spätere Behandlung 
einfrieren.
 
 

   Bundesbeschluss über die Änderung der Verfassungsbestimmung zur Fortpfl anzungsme-
dizin und Gentechnologie im Humanbereich (Präimplantationsdiagnostik) 
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 WORÜBER STIMMEN WIR AB?
Das Parlament hat ein Gesetz zur Präimplantationsdiagnostik (PID) 
ausgearbeitet. Das Gesetz kann jedoch nur nach einer Änderung in 
der Bundesverfassung umgesetzt werden. Über eine Änderung der 
Bundesverfassung muss das Volk immer abstimmen. Darum stimmt das 
Volk jetzt über die PID ab.   
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 In zwei Ausnahmefällen soll es bei einer künstlichen Be-fruchtung möglich sein, die Embryonen vor dem Einset-zen in die Gebärmutter zu untersuchen.  

 Präimplantationsdiagnostik   

  ARGUMENTE DER BEFÜRWORTER 
 �  Mit der PID können schwere Erbkrankheiten bereits vor der 

Schwangerschaft festgestellt werden und nicht erst während der 
Schwangerschaft. So kann der Gebärmutter ein Embryo eingesetzt 
werden, der keine Anzeichen einer schweren Erbkrankheit aufweist. 

 � Die PID ist heute in vielen Ländern in Europa erlaubt. Bleibt sie in 
der Schweiz verboten, gehen die Paare für eine Behandlung ins 
Ausland.

    ARGUMENTE DER GEGNER 

 �  Die PID kann dazu missbraucht werden, den Embryo aufgrund 
des Geschlechts oder von Körpereigenschaften zu untersuchen 
und auszuwählen.

 � Für Paare, die auf natürlichem Weg keine Kinder bekommen 
können, soll die PID weiterhin verboten sein. Nur Paaren, die 
Träger einer schweren Erbkrankheit sind, soll es erlaubt sein, den 
Embryo untersuchen zu lassen. 

  ZIEL 

  

 NATIONALRAT:  dafür (160 Ja, 31 Nein, 4 Enthaltungen) 
STÄNDERAT:  dafür (34 Ja, 8 Nein, 3 Enthaltungen) 
BUNDESRAT:  dafür
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 Stipendieninitiative  
kordat umgesetzt, dem bereits 16 Kan-
tone beigetreten sind. Das Konkordat 
legt gemeinsame Mindestkriterien fest, 
wann Stipendien vergeben werden und 
wie hoch sie sind.
  

  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Bei Annahme der Initiative legt der Bund 
fest, wer unter welchen Bedingungen 
ein Stipendium oder ein Studiendarlehen 
erhält und wie hoch es ist. Die Regeln 
sind dann in allen Kantonen gleich. Die 
Kantone haben immer noch die Mög-
lichkeit, höhere Stipendien oder Studi-
endarlehen zu vergeben, und vergeben 
sie weiterhin.   

  AUSGANGSLAGE 
 Derzeit können Personen in Ausbildung 
in der höheren Berufsbildung und an 
Hochschulen (zum Beispiel Universität) 
bei den Kantonen Stipendien oder Stu-
diendarlehen verlangen. Es ist nur mög-
lich, ein Stipendium oder ein Studien-
darlehen zu erhalten, wenn weder die 
Person in Ausbildung noch die Familie 
genügend Geld haben. Jeder Kanton 
bestimmt selbst, unter welchen Bedin-
gungen Stipendien und Studiendarle-
hen vergeben werden und wie hoch sie 
sind. Deshalb erhalten Personen in Aus-
bildung je nach Kanton verschiedene Sti-
pendien oder Studiendarlehen.
Die Kantone haben ein Stipendienkon-

   Volksinitiative «Stipendieninitiative» 
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 Der Bund soll festlegen, 

unter welchen Bedingungen 

Stipendien und Studien-

darlehen vergeben werden 

und wie hoch sie sind.  

  ZIEL KONKORDAT
In der Schweiz wird ein 
Vertrag zwischen Kantonen 
Konkordat genannt. Durch 
Konkordate werden 
bestimmte kantonale 
Regelungen vereinheitlicht, 
ohne dass dazu ein 
nationales Gesetz benötigt 
wird. Konkordate können 
zwischen einzelnen, 
aber auch zwischen allen 
Kantonen abgeschlossen 
werden.
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 Stipendieninitiative  

  ARGUMENTE DER BEFÜRWORTER 
 � Bis jetzt werden pro Kanton andere Stipendien und Studiendar-

lehen vergeben.  Dank der Initiative gelten für alle die gleichen 
Regeln. 

 � Mit fairen Stipendien können mehr Personen ausgebildet wer-
den. Von diesen ausgebildeten Personen profi tiert die Schweizer 
Wirtschaft. 

  

  ARGUMENTE DER GEGNER 
 �  Die Kosten des Studentenlebens unterscheiden sich je nach 

Kanton. Es ist also wichtig, dass dies beim Vergeben und bei der 
Höhe der Stipendien und Studiendarlehen berücksichtigt wird. 
Deshalb braucht es unterschiedliche Regeln in den verschiedenen 
Kantonen.

 � Diese Initiative ist überfl üssig, denn es existiert bereits ein 
Konkordat, das gleiche Regeln für die verschiedenen Kantone 
defi niert. 

   NATIONALRAT:  dagegen (135 Nein, 58 Ja, 2 Enthaltungen)
STÄNDERAT:  dagegen (32 Nein, 12 Ja, 1 Enthaltung)
BUNDESRAT:  dagegen

  STIPENDIEN UND STUDIENDARLEHEN
Ein Stipendium ist ein Geldbetrag, den der Kanton einer Person 
bezahlt, die eine Ausbildung machen möchte, aber nicht genügend 
Geld dafür hat. Das Stipendium muss, im Gegensatz zum 
Studiendarlehen, nicht zurückbezahlt werden. 
Ein Studiendarlehen ist ein Geldbetrag, den der Kanton einer 
Person bezahlt, die eine Ausbildung machen möchte, aber 
nicht genügend Geld dafür hat. Das Studiendarlehen muss, im 
Gegensatz zum Stipendium, zurückbezahlt werden. 
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 Erbschaft und Schenkungen  
frau, bzw. an die eingetragenen Part-
ner, muss keine Steuer bezahlt werden. 
Auch keine Steuer bezahlt man auf Erb-
schaften und Schenkungen an zum Bei-
spiel gemeinnützige Stiftungen. 
Die Erbschafts- und Schenkungssteuer 
muss aber bezahlt werden, wenn Nach-
kommen eine Erbschaft oder Schenkung 
über zwei Millionen Franken erhalten. 
Wird ein Unternehmen oder Bauern-
hof vererbt oder verschenkt, müsste 
eine Ermässigung bestimmt werden. 
Dies jedoch nur, wenn die Erben oder 
Beschenkten den Betrieb mindestens 
während der nächsten zehn Jahre wei-
terführen.
Die Schenkungssteuer gilt zudem auch 
rückwirkend, was Folgendes bedeutet: 
Hat man eine Schenkung über zwei Mil-
lionen Franken ab dem 1. Januar 2012
erhalten, muss auf die Schenkung im 
Nachhinein eine Steuer bezahlt werden. 
  

  AUSGANGSLAGE 
 In den meisten Kantonen gibt es heute 
eine Steuer auf Erbschaften und Schen-
kungen. In allen Kantonen mit einer sol-
chen Steuer muss für Erbschaften und 
Schenkungen an den Ehemann oder die 
Ehefrau, bzw. an die eingetragenen Part-
ner, keine Erbschafts- und Schenkungs-
steuer bezahlt werden. In den meis-
ten Kantonen muss auch keine Steuer 
bezahlt werden, wenn die Nachkommen 
(zum Beispiel Kinder) ein Erbe oder eine 
Schenkung erhalten.
Die Erbschafts- und Schenkungssteuer 
ist in allen Kantonen unterschiedlich 
hoch.  

   WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
 Bei Annahme der Initiative wird eine na-
tionale Erbschafts- und Schenkungs-
steuer eingeführt. Die kantonalen Erb-
schafts- und Schenkungssteuern 
werden abgeschafft. 
Auf Erbschaften und Schenkungen bis 
zwei Millionen Franken bezahlt man 
keine Steuer. Auf den Betrag von Erb-
schaften und Schenkungen, der über 
zwei Millionen Franken liegt, bezahlt 
man eine Steuer von 20 Prozent (Bei-
spielrechnung siehe Kasten). 
Ein Drittel der Einnahmen aus der 
Erbschafts- und Schenkungs-
steuer bekommen  die Kantone, 
zwei Drittel die AHV (Alters- und 
Hinterlassenenversicherung).
Bei Erbschaften oder Schenkun-
gen an den Ehemann oder die Ehe-

   Volksinitiative «Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» 
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 Mit der Initiative soll eine 
nationale Erbschafts- und 

Schenkungssteuer 
eingeführt werden.  

  ZIEL 
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  ARGUMENTE DER BEFÜRWORTER 
 �  In vielen Kantonen muss heute auch auf kleine Erbschaften eine 

Steuer bezahlt werden. Neu muss man nur auf grosse Erbschaften 
über zwei Millionen Franken eine Steuer bezahlen. 

 � Mit der nationalen Erbschafts- und Schenkungssteuer erhält die 
AHV zusätzliche Einnahmen. Diese kann sie gut gebrauchen.   

  ARGUMENTE DER GEGNER 
 �  Die Steuer muss neu auch auf Erbschaften oder Schenkungen an 

Nachkommen bezahlt werden. So wird es z.B. viel schwieriger, 
den Familienbetrieb an die Nachkommen weiterzugeben. 

 � Die AHV bekommt mit der neuen Steuer zwar Geld, doch das 
reicht nicht aus. Es braucht andere Lösungen, damit die AHV auch 
in Zukunft genug Geld hat.   

 NATIONALRAT: dagegen (60 Ja, 135 Nein, 1 Enthaltung)
STÄNDERAT:  dagegen (9 Ja, 34 Nein, 2 Enthaltungen)
BUNDESRAT:  dagegen

  ERBSCHAFT UND SCHENKUNG
Eine Erbschaft ist das Vermögen (Geld, Haus, Aktien usw.), das eine Person 
nach dem Tod einer anderen Person hinterlässt. Die Person, die das 
Vermögen erhält (erbt), wird Erbe genannt.
Eine Schenkung ist das Vermögen, das eine Person vor dem Tod einer 
anderen Person übergibt.

Beispielrechnung
Erbschaft/Schenkung:  2 500 000 CHF
Minus steuerfreier Betrag:  - 2 000 000 CHF
Teil der Erbschaft/Schenkung, 
auf den man eine Steuer bezahlen muss:  500 000 CHF
Steuer, die man bezahlen muss (20 %):  100 000   CHF
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 Radio- und Fernsehabgabe  
  WAS WÜRDE SICH ÄNDERN? 
Wird die Vorlage angenommen , wird 
eine allgemeine Abgabe für Radio und 
Fernsehen eingeführt. Damit wird die 
bisherige Empfangsgebühr ersetzt. Aus-
nahmen gibt es zum Beispiel für Perso-
nen, die in einem Altersheim oder einem 
Studentenwohnheim leben, oder für 
Unternehmen bis zu einer bestimmten 
Grösse. Personen, die ganz auf Radio 
und Fernsehen verzichten, müssen wäh-
rend der nächsten fünf Jahre weiterhin 
keine allgemeine Abgabe zahlen.  

AUSGANGSLAGE 
 Heute zahlen in der Regel alle Haushalte 
und Unternehmen, die ein betriebsbe-
reites Radio- und/oder Fernsehgerät 
haben, eine Empfangsgebühr.  
 

   Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG) 
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 Eine allgemeine Abgabe 
für Radio und Fernsehen 
soll eingeführt werden.  

  

Eine   ZIEL 
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 Radio- und Fernsehabgabe  

  ARGUMENTE DER BEFÜRWORTER 
 �  Dank Geräten wie Handys oder Tablets können alle überall fernse-

hen und Radio hören. Deswegen braucht es eine 
allgemeine Abgabe für Radio und Fernsehen, die der heutigen 
Realität angepasst ist. 

 � Dank der allgemeinen Abgabe für Radio und Fernsehen müssen 
die meisten Haushalte weniger pro Jahr bezahlen.  

  ARGUMENTE DER GEGNER 
 � Neu müssen auch Haushalte, die nicht Radio hören oder fernse-

hen, diese allgemeinen Abgabe für Radio und Fernsehen bezahlen. 
 � Es gibt keine Garantie, dass die Haushalte für die allgemeine 

Abgabe für Radio und Fernsehen in den nächsten Jahren nicht 
wieder mehr bezahlen müssen.

  

 NATIONALRAT:  dafür (109 Ja, 85 Nein, 4 Enthaltungen)
STÄNDERAT:  dafür (28 Ja, 14 Nein, 3 Enthaltungen)
BUNDESRAT: dafür

  GEBÜHR
Eine Gebühr oder Abgabe ist eine Geldsumme, die man regelmässig 
zahlen muss. In diesem Fall zum Beispiel, um Radio zu hören oder  
fernzusehen.   
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